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Die Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 30. April 2018 in der
Fassung des Widerspruchsbescheids vom 11. Juni 2018 verurteilt, der KlÃ¤gerin
Krankengeld Ã¼ber den 18. April 2018 hinaus bis einschlieÃ�lich 17. August 2018
zu gewÃ¤hren. Die Beklagte hat Â¾ der auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin
zu erstatten. Im Ã�brigen sind auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Zahlung von Krankengeld Ã¼ber den 18. April 2018
hinaus bis einschlieÃ�lich 17. August 2018 streitig.

Die XXX geborene KlÃ¤gerin war bei der Beklagten, zunÃ¤chst bis zum Ende ihres
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses am 31. MÃ¤rz 2018, anschlieÃ�end zumindest bis
zum 18. April 2018 aufgrund der lÃ¼ckenlos nachgewiesenen ArbeitsunfÃ¤higkeit
mit Anspruch auf Krankengeld versicherungspflichtig gesetzlich krankenversichert.

Seit 1. Februar 2018 ist sie (abgesehen von dem zwischen den Beteiligten streitigen
19. April 2018) lÃ¼ckenlos arbeitsunfÃ¤hig geschrieben. Die Beklagte gewÃ¤hrte
der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum vom 15. MÃ¤rz 2018 an Krankengeld.

Am 21. Februar 2018 wurde die KlÃ¤gerin stationÃ¤r in die Psychiatrie SchwÃ¤bisch
Hall eingewiesen. Von dort wurde sie fÃ¼r den Zeitraum vom 23. Februar bis 23.
MÃ¤rz 2018 in das Klinikum XXX verlegt. Nach RÃ¼ckverlegung der KlÃ¤gerin am
23. MÃ¤rz 2018 in die Psychiatrie XXX wurde sie von dort am 18. April 2018
entlassen. Der Entlassbericht enthÃ¤lt auf S. 4 folgenden Passus: "Am 18.04.2018
entlieÃ�en wir Frau XXX in aufgehellter Stimmung und psychisch deutlich
gebessertem Zustand arbeitsunfÃ¤hig. Wir empfehlen eine FortfÃ¼hrung der
ambulanten psychotherapeutischen Behandlung, auÃ�erdem eine psychiatrische
Anbindung, auÃ�erdem FortfÃ¼hrung der psychopharmakologischen Medikation
unter regelmÃ¤Ã�igen EKG- und Laborkontrollen. ( ) Die aktuelle Prognose ist bei
Inanspruchnahme aller geplanten empfohlenen BehandlungsmÃ¶glichkeiten als
favorabel einzuschÃ¤tzen. ( )".

Die hausÃ¤rztliche Praxis der KlÃ¤gerin hatte am Entlasstag (Mittwochnachmittag)
geschlossen. Als die KlÃ¤gerin sich am Folgetag an die Praxis ihrer HausÃ¤rztin Dr.
XXX wandte, konnte diese ihr ausweislich einer Bescheinigung vom 3. Mai 2018 (Bl.
12 der Gerichtsakte) erst fÃ¼r Freitag, den 20. April 2018 einen Termin anbieten.
Diesen nahm die KlÃ¤gerin sodann wahr, worauf Dr. XXX ArbeitsunfÃ¤higkeit
zunÃ¤chst bis 4. Mai 2018 und im weiteren Verlauf ununterbrochen bis
einschlieÃ�lich 17. August 2018 weiter bescheinigte.

Mit Bescheid vom 30. April 2018 lehnte es die Beklagte ab, der KlÃ¤gerin Ã¼ber
den 18. April 2018 hinaus Krankengeld zu gewÃ¤hren: Zwar habe das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis am 31. MÃ¤rz 2018 geendet, so dass aufgrund der bis
zum 18. April 2018 lÃ¼ckenlos nachgewiesenen ArbeitsunfÃ¤higkeit die
Mitgliedschaft der KlÃ¤gerin mit Krankengeldanspruch erhalten geblieben sei. Da
die KlÃ¤gerin aber nach der Entlassung aus dem Krankenhaus erst am 20. April
2018 die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit habe Ã¤rztlich feststellen lassen, habe zu
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diesem Zeitpunkt keine Mitgliedschaft mit Krankengeldanspruch bestanden.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein und begrÃ¼ndete diesen im
Wesentlichen damit, dass aus ihrer Sicht eine lÃ¼ckenlose Feststellung ihrer
ArbeitsunfÃ¤higkeit vorliege. So habe Dr. XXX sie arbeitsunfÃ¤hig aus der
stationÃ¤ren Behandlung entlassen. Sie habe vergeblich versucht, am Tag nach der
Entlassung einen Termin bei ihrer HausÃ¤rztin zu vereinbaren. Dort sei ihr aber
mitgeteilt worden, dass am 19. April 2018 kein Termin verfÃ¼gbar sei. Mithin liege
ein Verschulden der Arztpraxis vor. Aufgrund "der Ereignisse" vor und wÃ¤hrend
ihres stationÃ¤ren Aufenthaltes und ihrer Krankengeschichte habe bei ihr zudem
eine ausgeprÃ¤gte psychische Belastung mit der Gefahr einer Retraumatisierung
und Suizidgefahr bestanden. Daher sei es fÃ¼r sie notwendig gewesen, zur
weiteren Behandlung bzw. Bescheinigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit ihre HausÃ¤rztin
aufzusuchen, zu der ein VertrauensverhÃ¤ltnis bestehe.

Der leitende Oberarzt der Psychiatrie XXX erklÃ¤rte mit Schreiben vom 7. Mai 2018
(Bl. 10 der Gerichtsakte), dass die KlÃ¤gerin am 18. April 2018 "arbeitsunfÃ¤hig bis
auf weiteres nach Hause entlassen" worden sei. Die ArbeitsunfÃ¤higkeit habe "mit
Sicherheit noch fÃ¼r weitere 7 Tage nach der Entlassung bestanden".

Mit Widerspruchsbescheid vom 11. Juni 2018 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung hielt sie daran fest, der Anspruch der KlÃ¤gerin auf
Krankengeld habe mit dem 18. April 2018 geendet. Eine ununterbrochen
vorliegende ArbeitsunfÃ¤higkeit werde zwar "nicht in Zweifel gezogen". Eine
durchgehende ArbeitsunfÃ¤higkeit sei aufgrund der LÃ¼cke am 19. April 2018 aber
nicht nachgewiesen. Um ihren Anspruch auf Krankengeld zu wahren, hÃ¤tte die
KlÃ¤gerin rechtzeitig am 19. April 2018 das Fortbestehen der ArbeitsunfÃ¤higkeit
Ã¤rztlich feststellen lassen mÃ¼ssen. Dies sei jedoch nicht erfolgt.

Die KlÃ¤gerin hat hiergegen vor dem Sozialgericht Heilbronn mit Schreiben vom 2.
Juli 2018 Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, ein Arzt, der einen
Patienten aus dem Krankenhaus als arbeitsunfÃ¤hig entlasse, werde immer davon
ausgehen, dass der Patient auch nach der Krankenhausentlassung noch
arbeitsunfÃ¤hig sei, andernfalls wÃ¼rde er in den Entlassbericht schreiben, dass
der Patient arbeitsfÃ¤hig entlassen werde. Vorliegend habe Dr. XXX auf der letzten
persÃ¶nlichen Untersuchung am Tag der Entlassung fuÃ�end sogar noch
ausdrÃ¼cklich fÃ¼r die Dauer von weiteren 7 Tagen ArbeitsunfÃ¤higkeit
bescheinigt. FÃ¼r die KlÃ¤gerin sei es im Hinblick auf ihre traumatischen Erlebnisse
und die nach den AnhÃ¶rungen bei der Polizei erfolgte Retraumatisierung
unabdingbar gewesen, die mit dem Sachverhalt vertraute HausÃ¤rztin aufzusuchen.
Es falle nicht in ihren Verantwortungsbereich, dass die hausÃ¤rztliche Praxis am
Mittwochnachmittag (18. April 2018) geschlossen gewesen sei und am Folgetag
(Donnerstag, 19. April 2018) keine freien Termine fÃ¼r eine persÃ¶nliche
Untersuchung verfÃ¼gbar gehabt habe. Sie berufe sich auf das Urteil des
Sozialgerichts Leipzig vom 3. Mai 2017 (S 22 KR 75/16).

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 30. April 2018 in der Fassung
des Widerspruchsbescheids vom 11. Juni 2018 zu verurteilen, ihr Ã¼ber den 18.
April 2018 bis einschlieÃ�lich 17. August 1018 hinaus Krankengeld zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte erachtet die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und beruft
sich auf ein Urteil des Sozialgerichts Halle vom 12. September 2018 (S 16 KR
483/15). ErgÃ¤nzend trÃ¤gt sie vor, aus dem Entlassbericht der Psychiatrie XXX
ergebe sich nicht, dass die Entlassung aus dem Krankenhaus weiterhin oder fÃ¼r
einen bestimmten Zeitraum arbeitsunfÃ¤hig erfolgt sei. Vielmehr lasse der
Entlassbericht "den Schluss zu, dass die KlÃ¤gerin sich bei der
Krankenhausentlassung in einem gesundheitlich positiven Zustand befunden" habe
Daher sei davon auszugehen, dass die KlÃ¤gerin am Tag der Entlassung
arbeitsunfÃ¤hig war, jedoch nicht darÃ¼ber hinaus. Das Krankenhaus habe davon
abgesehen, nach den gemÃ¤Ã� Â§ 91 Abs. 6 SGB V verbindlich geltenden, vom
gemeinsamen Bundesausschusses festgelegten ArbeitsunfÃ¤higkeit-Richtlinien eine
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zur Dauer von 7 Tagen zu bescheinigen. Bei unterstellter
durchgÃ¤ngiger ArbeitsunfÃ¤higkeit seit 1. Februar 2018 wÃ¤re der
KrankengeldhÃ¶chstanspruch am 11. Juli 2019 erreicht.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die im Gerichtsverfahren gewechselten
SchriftsÃ¤tze und auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie auf die
Gerichtsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage, Ã¼ber welche die Kammer aufgrund des EinverstÃ¤ndnisses der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§ 124 Abs. 2 SGG zu entscheiden
vermocht hat, ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid ist
rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat
Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Krankengeld Ã¼ber den 18. April 2018 hinaus
bis einschlieÃ�lich 17. August 2018.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin richtet sich nach Â§ 44 Abs.1 SGB V. Hiernach haben
Versicherte Anspruch auf Krankengeld, wenn die Krankheit sie arbeitsunfÃ¤hig
macht oder sie auf Kosten der Krankenkasse stationÃ¤r in einem Krankenhaus,
einer Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung behandelt werden. Der Anspruch
auf Krankengeld entsteht bei Krankenhausbehandlung oder Behandlung in einer
Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung von ihrem Beginn an und im Ã�brigen von
dem Tag der Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit an (Â§ 46 S. 1 SGB V).
Der Anspruch auf Krankengeld bleibt dabei jeweils bis zu dem Tag bestehen, an
dem die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit Ã¤rztlich
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festgestellt wird, wenn diese Ã¤rztliche Feststellung spÃ¤testens am nÃ¤chsten
Werktag nach dem zuletzt bescheinigten Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgt;
Samstage gelten insoweit nicht als Werktage (Â§ 46 S. 2 SGB V).

Aufgrund der BeschÃ¤ftigung der KlÃ¤gerin bestand gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB
V eine versicherungspflichtige Mitgliedschaft bei der Beklagten, die einen Anspruch
auf Krankengeld beinhaltete. Mit dem Ende der BeschÃ¤ftigung endete auch die
versicherungspflichtige Mitgliedschaft (Â§ 190 Abs. 2 SGB V). Jedoch bleibt die
Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger gemÃ¤Ã� Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V solange
erhalten, wie ein Anspruch auf Krankengeld besteht oder Krankengeld bezogen
wird.

Dabei ist bei fortdauernder ArbeitsunfÃ¤higkeit jeder Bewilligungsabschnitt
eigenstÃ¤ndig zu prÃ¼fen; fÃ¼r die Aufrechterhaltung des Krankengeldanspruchs
ist es erforderlich, aber auch ausreichend, dass die ArbeitsunfÃ¤higkeit bei Ablauf
des Krankengeldbewilligungsabschnitts erneut Ã¤rztlich festgestellt wird (siehe
BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� Az.: B 1 KR 19/14 R â��, Rn. 13 m.w.N., zit.
nach juris). ArbeitsunfÃ¤higkeit kann grundsÃ¤tzlich nicht wirksam rÃ¼ckwirkend,
d.h. fÃ¼r ZeitrÃ¤ume vor dem Tag ihrer Ã¤rztlichen Feststellung, bescheinigt
werden kann. Dass die im fraglichen Zeitraum gÃ¼ltigen ArbeitsunfÃ¤higkeits-
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses dies in Â§ 5 Abs. 3 Satz 2, Â§ 6
Abs. 2 Satz 1 dennoch zugelassen haben, ist ohne Belang (Landessozialgericht
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 23. November 2011 â�� L 9 KR 563/07 â�� m.w.N.,
juris). Denn ein Anspruch auf Krankengeld kann regelmÃ¤Ã�ig nur fÃ¼r
zukÃ¼nftige, der Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit folgende ZeitrÃ¤ume
begrÃ¼ndet werden, wie sich insbesondere aus der hÃ¶chstrichterlich ausgelegten
Vorschrift des Â§ 46 S. 1 Nr. 2 SGB V ergibt (Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
, a.a.O., Rn. 40, m.w.N. insbesondere auf die stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG)

Vorliegend wurde die KlÃ¤gerin am 18. April 2018 ausweislich des betreffenden
Entlassberichtes durch den leitenden Oberarzt Dr. XXX arbeitsunfÃ¤hig ohne
zeitliche BeschrÃ¤nkung entlassen. Soweit die Beklagte geltend macht, aus dem
Entlassbericht ergebe sich, dass die KlÃ¤gerin sich "bei der Krankenhausentlassung
in einem gesundheitlich positiven Zustand befunden" habe und ihr ausschlieÃ�lich
fÃ¼r den Entlasstag ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinigt worden sei, findet dies im
Wortlaut des Entlassberichts ("Am 18.04.2018 entlieÃ�en wir Frau XXX in
aufgehellter Stimmung und psychisch deutlich gebessertem Zustand
arbeitsunfÃ¤hig. Wir empfehlen eine FortfÃ¼hrung der ambulanten
psychotherapeutischen Behandlung ") keine StÃ¼tze. Dies widerspricht zudem
auch der eigenen EinschÃ¤tzung der Beklagten noch im Widerspruchsbescheid vom
11. Juni 2018, wonach "die ununterbrochene ArbeitsunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ( )
nicht in Zweifel gezogen" werde. Im Ã�brigen hat Dr. XXX mit Schreiben vom 7. Mai
2018 klargestellt, dass die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig bis auf weiteres ("mit
Sicherheit noch fÃ¼r weitere 7 Tage nach der Entlassung") nach Hause entlassen
wurde. Soweit sich die Beklagte demgegenÃ¼ber auf das Urteil des Sozialgerichts
Halle vom 12. September 2018 (Az.: S 16 KR 483/15) beruft, liegt dem dortigen
Urteil ein anderer Sachverhalt zu Grunde, weil dort das betroffene Krankenhaus
ausweislich des Tatbestandes in den der Krankenkasse Ã¼bermittelten Daten
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lediglich angab, dass der KlÃ¤ger bei Entlassung arbeitsunfÃ¤hig war, ohne dass die
fortbestehende ArbeitsunfÃ¤higkeit wie hier im Entlassbericht mit nÃ¤herer
BegrÃ¼ndung festgestellt worden wÃ¤re. Vielmehr wurde im vorliegenden Fall
bereits im Entlassbericht vom 18. April 2018, mithin wÃ¤hrend des stationÃ¤ren
Aufenthaltes der KlÃ¤gerin im Krankenhaus, ihre weitergehende
ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt (vgl. Sozialgericht Leipzig, Urteil vom 3.
Mai 2017 â�� Az.: S 22 KR 75/16 â��, Rn. 17, zitiert nach juris). Insoweit ist es auch
ausreichend, dass im Entlassbericht die fortbestehende ArbeitsunfÃ¤higkeit
Ã¤rztlich festgestellt wurde, weil die ArbeitsunfÃ¤higkeit grundsÃ¤tzlich durch jeden
Arzt und nicht allein durch VertragsÃ¤rzte oder den jeweils behandelnden Arzt
festgestellt werden kann, wobei dies auch nicht zwingend auf dem vorgesehenen
Vordruck zu erfolgen hat (Sozialgericht Leipzig, a.a.O., Rn. 20 m.w.N.).

Ob die KlÃ¤gerin darÃ¼ber hinaus unzumutbar daran gehindert war, unverzÃ¼glich
spÃ¤testens am Tag nach der Entlassung ihre ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 18.
April 2018 hinaus Ã¤rztlich bescheinigen zu lassen (siehe hierzu BSG, Urteil vom 11.
Mai 2017 â�� Az.: B 3 KR 22/15 R â��, zitiert nach juris), kann mithin offenbleiben.

Nach alledem bestand Ã¼ber den 18. April 2018 hinaus bis einschlieÃ�lich 17.
August 2018 ein Anspruch auf Krankengeld seitens der KlÃ¤gerin gegen die
Beklagte.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass mit der
Klage zunÃ¤chst die WeitergewÃ¤hrung von Krankengeld ohne zeitliche
Begrenzung geltend gemacht wurde.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart â��
Postfach 10 29 44, 70025 Stuttgart -, schriftlich, als elektronisches Dokument oder
zu Protokoll des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle einzulegen. Eine Einlegung
per E-Mail ist nicht zulÃ¤ssig. Wie Sie bei Gericht elektronisch einreichen kÃ¶nnen,
wird auf www.ejustice-bw.de beschrieben.

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist
bei dem Sozialgericht Heilbronn, Paulinenstr. 18, 74076 Heilbronn, schriftlich, als
elektronisches Dokument oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der
GeschÃ¤ftsstelle eingelegt wird.

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten
Gerichte eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten
Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung der Berufung dienenden Tatsachen und
Beweismittel angeben.

Der Berufungsschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r die
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Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden; dies gilt nicht im Rahmen des
elektronischen Rechtsverkehrs.

XXX

Erstellt am: 03.01.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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